
Benennung einer Straße

Die Bezirksvertretung Osterfeld hat am 25.03.2014 
folgenden Beschluss gefasst:

Die im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 656 A -
Münzstraße/Zum Dörnbusch - geplante Straße, die an
die Straße „Zum Dörnbusch“ angebunden wird und
diese verlängert, erhält den Namen

„Am Schacht IV“.

Oberhausen, den 15.05.2014

Der Oberbürgermeister

In Vertretung

Sabine Lauxen
- Beigeordnete -

Bekanntmachung des Jahresabschlusses
2012/2013 des Theater Oberhausen

Der Kulturausschuss als Betriebsausschuss des
Theater Oberhausen hat gem. § 26 Abs. 1 der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(EigVO) in der Fassung vom 
16. November 2004 in seiner Sitzung am 01.04.2014

• den Jahresabschluss zum 31.07.2013
bestehend aus:
Bilanz
Gewinn- und Verlustrechnung
Anhang

• den Lagebericht 2012/2013

nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend
vorberaten.

In seiner Sitzung vom 07.04.2014 hat der Rat der Stadt
aufgrund des Beratungsergebnisses des
Betriebsausschusses Theater den Jahresabschluss
2012/2013 und den Lagebericht 2012/2013 bera-ten
und folgenden Beschluss gefasst:

Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt, gemäß § 26
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen den
Jahresabschluss und den Lagebericht der öffentlichen
Einrichtung „Theater Oberhausen“ für das
Wirtschaftsjahr 2012/2013 festzustellen und die
Betriebsleitung für das Wirtschaftsjahr 2012/2013 zu
entlasten. Der Jahresüberschuss in Höhe von 4.696,93
EUR wird an die Stadt Oberhausen zur
Zuschussreduzierung übertragen.

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher
Abschlussprüfer des Betriebes Theater Oberhausen.
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum
31.07.2013 hat sie sich der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG, Hamburg,
bedient.

Diese hat mit Datum vom 10.01.2014 den nachfolgend
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk
erteilt.
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„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz-,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter
Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der
Öffentliche Einrichtung „Theater Oberhausen“,
Oberhausen, für das Geschäftsjahr vom 1. August 2012
bis 31. Juli 2013 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden Bestimmungen der Betriebssatzung liegen in der
Verantwortung der Betriebsleitung der öffentlichen
Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der
Buchführung und über den Lagebericht sowie über die
wirtschaftlichen Verhältnisse der öffentlichen Einrichtung
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit
beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen
Verhältnisse der öffentlichen Einrichtung Anlass zu
Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und
rechtliche Umfeld der öffentlichen Einrichtung sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die
Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze
und der wesentlichen Einschätzungen der
Betriebsleitung der öffentlichen Einrichtung sowie die
Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung
gewonnen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen der Betriebssatzung und vermittelt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der öffentlichen Einrichtung. Der
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss,
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
der öffentlichen Einrichtung und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse der öffentlichen
Einrichtung geben keinen Anlass zu Beanstandungen.

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf
die Ausführungen der Betriebsleitung im Lagebericht
hin. Dort ist im Rahmen der Prognoseberichterstattung
ausgeführt, dass weitere Einsparmaßnahmen die
Fortführung des Theaters in seiner jetzigen Form infrage
stellen.“

Die GPA  NRW hat den Prüfungsbericht der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG ausgewertet
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt.
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3
der Verordnung über die Durchführung der
Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prü-
fungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht
der GPA  NRW nicht erforderlich.

Herne, den 02.05.2014

GPA NRW

Im Auftrag 
Helga Giesen

Jahresabschluss und Lagebericht für das Jahr
2012/2013 können von Montags bis Donnerstags in der
Zeit von 10.00 - 15.00 Uhr in der Verwaltung des Theater
Oberhausen eingesehen werden. 

Oberhausen, den 05.05.2014

Theater Oberhausen

Peter Carp Jürgen Hennemann
Betriebsleiter Betriebsleiter
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
139 für einen Teilbereich des
Bebauungsplans Nr. 675 - Bahnhofstraße
/ Klosterstraße - vom 15.05.2014

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 07.04.2014
folgende Satzung beschlossen:

Satzung

über die Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
139

Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 und 16
Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI.
I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548), in
Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S.
666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom
19.12.2013 (GV.NRW.2013, S.878) in seiner Sitzung am
07.04.2014 folgende Satzung beschlossen:

Einziger Paragraph

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 139
vom 01.07.2013 wird um ein Jahr verlängert.

Die Veränderungssperre tritt somit unter Abweichung
des § 4 der Satzung vom 01.07.2013 spätestens am
20.07.2015 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Die Satzung über die Verlängerung der
Veränderungssperre Nr. 139, ausgefertigt durch den
Oberbürgermeister am 15.05.2014, wird hiermit bekannt
gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

2. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.12.2013
(GV.NRW.2013, S.878), kann eine Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.



3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

„Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre
über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten
Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1
hinaus, so ist den Betroffenen für dadurch entstandene
Vermögensnachteile eine angemessene Ent-
schädigung in Geld zu leisten."

Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hin-
gewiesen, dass der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen kann, wenn die in § 18
Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass
er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der
Stadt Oberhausen beantragt.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der Wortlaut der Bekanntmachung über die Satzung der
Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 139 stimmt
mit dem Ratsbeschluss vom 07.04.2014 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert am
05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 15.05.2014

Wehling
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der
Genehmigung des Änderungsverfahrens
13 gesamt (Zentren und Einzelhandel)
zum Regionalen Flächennutzungsplan
der Planungsgemeinschaft Städteregion
Ruhr

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in ihren
Sitzungen vom 29.11. bis 19.12.2013 die folgende Ände-
rung zum Regionalen Flächennutzungsplan für die
Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr beschlossen:

13 gesamt (Zentren und Einzelhandel)

Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom
03.04.2014 gemäß § 39 Abs. 2 Landesplanungsgesetz
NRW (LPlG) vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.
Januar 2013 (GV. NRW. S. 33), im Einvernehmen mit
den fachlich zuständigen Landesministerien und im
Benehmen mit dem Regionalverband Ruhr genehmigt.

Gemäß § 14 Satz 3 LPlG in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.04.2010 (GV. NRW. S. 212) in
Verbindung mit § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) wird
die Änderung 13 gesamt  zum Regionalen
Flächennutzungsplan - Textteil / Begründung mit über-
schlägiger Prüfung der Umweltauswirkungen und
Zusammenfassende Erklärung - bei der Staatskanzlei
des Landes NRW (Landesplanungsbehörde), dem
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde)
sowie den Städten 

- Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße
19, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt

- Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für
Stadtplanung und Bauordnung

- Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer,
Goldbergstraße 12, Referat 61 - Stadtplanung und
Bauordnung

- Herne, Rathaus Wanne, Rathausstraße 6,
Fachbereich Stadtplanung und Bauordnung

- Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-
Böckler-Platz 5, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht
und Stadtentwicklung

- Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Dezernat 4, Bereich 5-1/
Stadtplanung

zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei
den einzelnen Städten während der öffentlichen
Dienststunden Auskunft erteilt.

Alle Planunterlagen können darüber hinaus auf der
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedte-
region-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennut-
zungsplan.html eingesehen werden.

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan
wird mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die
Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die
Landesplanungsbehörde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW Ziel der Raumordnung.

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz
(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986),
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31.
Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), sind Ziele der Raumordnung
von den öffentlichen Stellen und Privaten in
Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen zu beachten.
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung
öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen
und Maßnahmen zu berücksichtigen.

Hinweise:

I. Gemäß § 12 Absatz 5 Raumordnungsgesetz wird auf
Folgendes hingewiesen:
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Unbeachtlich werden

1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung von Absatz 2
beachtliche Verletzung des § 8 Abs. 2 Satz 1, 

3. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,

4. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der
Vorschriften über die Umweltprüfung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach
Bekanntmachung der Änderung des Regionalen
Flächennutzungsplans gegenüber dem
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde)
unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

II. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden
Fassung wird darauf hingewiesen, dass die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung gegen die Änderung des
Regionalen Flächennutzungsplans nach Ablauf eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) die Oberbürgermeister haben die
Ratsbeschlüsse zu der Änderung vorher bean-
standet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen,
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen
vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, den 15.05.2014

Wehling
Oberbürgermeister
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Im Auftrag der Stadt Oberhausen,
Fachbereich 5-6-40, 46047 Oberhausen,
schreibt die WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen,
46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Telefon 0208 8578-321, Telefax
0208 8578-322, hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme:
Deckenerneuerung Mattlerstraße von Dinslakener
Straße bis Ende

Leistung:
ca. 300 m² Teerhaltige/Bituminöse Fahrbahn aufneh-

men
ca. 300 m² Teerhaltige/Bituminöse Schottertragschicht

aufnehmen
ca. 300 m² Schottertragschicht liefern und einbauen
ca. 300 m² Asphalttragschicht liefern und einbauen
ca. 300 m² Splittmastixasphalt liefern und einbauen
ca. 250 m² Dolomitsand liefern und einbauen
ca.  50 m Bordsteine erneuern
ca.  50 m Rinnenbahn erneuern
ca.   4 Stk Aufsätze von Straßeneinläufen regulieren
ca.   2 Stk Schachtabdeckungen erneuern

Bauzeit:
Anfang 35. KW 2014 - Ende 36. KW 2014

Zuschlagsfrist:
25.08.2014

Die Angebotsunterlagen können ab 02.06.2014 bis
13.06.2014 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Deckenerneuerung Mattlerstraße von Dinslakener
Straße bis Ende

Stadtsparkasse Oberhausen
BLZ: 365 500 00, Konto-Nr. 173 260.
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
26,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher
Mehrwertsteuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweis-
lich in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähn-
licher Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die
geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Bialas
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-364

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss
rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 26.06.2014, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.
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Im Auftrag der Stadt Oberhausen,
Fachbereich 5-6-40, 46047 Oberhausen,
schreibt die WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen,
46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Telefon 0208 8578-321, Telefax
0208 8578-322, hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme:
Deckenerneuerung Oberbruch von Buschkämpen bis In
der Sandgathe

Leistung:
ca. 450 m² Teerhaltige/Bituminöse Fahrbahn auf-

nehmen
ca. 450 m² Teerhaltige/Bituminöse

Schottertragschicht aufnehmen
ca. 450 m² Schottertragschicht liefern und einbauen
ca. 450 m² Asphalttragschicht liefern und einbauen
ca. 450 m² Splittmastixasphalt liefern und einbauen
ca.  30 m Bordsteine erneuern bzw. regulieren
ca. 180 m Rinnenbahn erneuern
ca.    2 Stk. Aufsätze von Straßeneinläufen regulieren
ca.    1 Stk Schachtabdeckung erneuern

Bauzeit:
Anfang 35. KW 2014 - Ende 36. KW 2014

Zuschlagsfrist:
25.08.2014

Die Angebotsunterlagen können ab 02.06.2014 bis
13.06.2014 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Deckenerneuerung Oberbruch von Buschkämpen bis In
der Sandgathe

Stadtsparkasse Oberhausen
BLZ: 365 500 00, Konto-Nr. 173 260.
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
28,00 € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher
Mehrwertsteuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweis-
lich in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähn-
licher Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die
geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Schroer
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-340

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss
rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 26.06.2014, um 10:30 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.


